Geſetz⸗Sammlung 
8 | für die | 
on igichen Preupgiiwen Staaten 


Meng 2 — ———— ã ãũ——— —— —ů ———ͤͤͥ— en na —ͤͤ³ßoͤo nenn 


e Nr. 5, 


(Nr. 6256.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 15. Januar 1866., betreffend die Genehmigung des 
Reglements für den Penſtons-Huͤlfsfonds zur Unterſtuͤtzung der emeritirten 
evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz Schleſien, mit Ausſchluß des . 
grafthums Ober“⸗Lauſitz. 
Ca 
ndem Ich das von Ihnen im Einverftändniß mit dem Evangeliſchen Ober⸗ 
Kirchenrath vorgelegte und hierbei zuruͤckfolgende Reglement für den Penfions- 
Huͤlfsfonds zur Unterſtuͤtzung der emeritirten evangeliſchen Geiſtlichen der Pro⸗ 
vinz Schleſien, mit Aus ſchluß des Markgrafthums Ober⸗Lauſitz, welches mit 
dem 1. April dieſes Jahres in Kraft tritt, hierdurch genehmige, verleihe Ich 
dem Fonds die Rechte einer juriſtiſchen Perſon. 
Gegenwaͤrtiger Erlaß und das Reglement ſelbſt ſind in die Geſetz⸗ 
Sammlung aufzunehmen. 


Berlin, den 15. Januar 1866. 
Wilhelm. 
v. Muͤhler. 


An den Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗ Angelegenheiten. 


Jahrgang 1866. (Nr. 6256.) TOR : Re⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 26. Februar 1866. 


Reglement 
fuͤr 
den Penſions⸗Hülfsfonds zur Unterſtützung der emeritirten evan⸗ 


geliſchen Geiſtlichen der Provinz Schleſien, mit Ausſchluß der 
Ober⸗Lauſitz. 


H. 1. 


Es wird ein Penſions-Huͤlfsfonds zur Unterſtuͤtzung der emeritirten evange⸗ 
an Geiſtlichen der Provinz Schleſien, mit Ausſchluß der Ober⸗Lauſitz, 
gebildet. f 

Derſelbe tritt mit dem 1. April 1866. in das Leben. 


H. 2. 5 

Zweck des Fonds iſt: den evangeliſchen Geiſtlichen der Provinz Schleſien, 
mit Ausſchluß der Ober⸗Lauſitz, im Falle ihrer ehrenvollen Emeritirung, wenn 
fie nach tadelloſer Amtsfuͤhrung Alters-, Krankheits- oder Schwachheits halber 
mit hinreichendem, von der Aufſichtsbehoͤrde anerkannten Grunde in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt werden, einen lebenslaͤnglichen Zuſchuß zu dem ihnen geſetzlich 
aus dem Einkommen ihrer Pfarrſtelle zuſtehenden Emeritengehalte zu gewaͤhren. 

Erfolgt die Niederlegung oder die Entziehung des Amts aus anderen 
Gruͤnden, ſo findet ein Anſpruch auf Gewaͤhrung eines Zuſchuſſes aus dem 
Emeritenfonds nicht ſtatt. i Y 
\ Als eine Emeritirung, welche Anſpruch auf Erlangung eines Penſions⸗ 
Zuſchuſſes giebt, iſt nicht anzuſehen: 


a) wenn ein Geiſtlicher zu feiner Erleichterung mit Vorwiſſen der geiſtlichen 
Oberen einen Kandidaten ſich zur Huͤlfe nimmt, ohne fein geiſtliches 
Amt foͤrmlich niederzulegen; 


b) wenn ein Geiſtlicher fein Amt niederlegt, ohne zu deſſen Fortfuͤhrung 
unfaͤhig zu ſein, um amtlos leben oder einem anderen Berufe ſich widmen 
zu koͤnnen; 


c) wenn ein Geiſtlicher in Folge einer gerichtlichen oder Disziplinar⸗ 
Unterſuchung, oder um derſelben zu entgehen, abdankt oder des Amts 
entſetzt wird. Auf Geiſtliche, welche vor Erlaß dieſes Reglements be⸗ 

f reits 


reits emeritirt worden find, finden die Beſtimmungen deſſelben keine 
Anwendung. 


H. 3. 

Zur Theilnahme an dem Penſions-Huͤlfsfonds find berechtigt: alle in 
der Provinz Schlefien, mit Ausſchluß der Ober⸗Lauſitz, in der pfarramtlichen 
Seelſorge unwiderruflich angeſtellten Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche, 
einſchließlich der feſt angeſtellten Huͤlfsgeiſtlichen, ohne Unterſchied, ob mit 
ber 1 Stelle noch ein Schul- oder anderes Nebenamt verbunden iſt 
oder nicht. 


Verpflichtet zur Theilnahme an dem Fonds ſind alle nach Publikation 
dieſes Reglements in eine Stelle dieſer Kategorie berufenen Geiſtlichen. 


Nicht berechtigt zur Theilnahme an dem Fonds ſind: 


a) alle Huͤlfsgeiſtlichen, deren Anſtellung nur eine voruͤbergehende iſt, ent⸗ 
weder fuͤr Lebzeiten des Geiſtlichen, dem ſie adjungirt ſind, oder bis 
zur anderweiten Organiſation der Parochie, in der ſie als Pfarrvikare 
fungiren; 

p) ſolche Geiſtlichen, die bei einer Emeritirung nicht nach HH. 528. und 529. 
Titel 14. Theil II. des Allgemeinen Landrechts oder den provinzialrecht⸗ 
lichen Vorſchriften behandelt werden, ſondern aus einem beſonderen, fuͤr 
ihre Dienſtkategorie beſtehenden Penſionsfonds Ruhegehalte empfangen, 
wohin die Militair⸗, Straf- und Irrenanſtalts⸗Prediger nebſt dem 
Huͤttenprediger zu Malapane zu zählen find. Sind aber ſolche Geiſt⸗ 
lichen noch durch ein anderes geiſtliches Amt zu einem Emeritengehalte 
aus deſſen Einkommen berechtigt, ſo treten ſie hinſichtlich dieſes Amtes 
in die Kategorie der zur Penſionszuſchuß⸗Kaſſe beitragspflichtigen und 
zu einem Penſionszuſchuſſe berechtigten Geiſtlichen. De 


H. 4. 


Diejenigen gegenwaͤrtig bereits im Amte ſtehenden Geiſtlichen, welche 
ihren Beitritt zu dem Fonds nicht bis zum 1. April 1866. erklären, haben, 
wenn fie ſpäter beitreten, die vollen Beiträge vom 1. April 1866. ab nebſt 
fünf Prozent Zinſen, von dem jedesmaligen Faͤlligkeitstermine an gerechnet, 
einzuzahlen. 2 


H. 5. 


Geiſtliche, welche aus einer anderen Provinz in die Provinz Schleſien, 
mit Ausſchluß der Ober-Lauſitz, berufen werden, oder aus einer zum Beitritt 
zu dem Emeritenfonds nicht berechtigenden Amtsſtellung in eine ſolche uͤbergehen, 
welche die Verpflichtung zum Beitritt begruͤndet ($. 3.), find zu Nachzahlungen 
nicht verpflichtet, ſondern haben ihre Beitraͤge lediglich vom Beginne desjenigen 
Semeſters an zu entrichten, in welchem ſie in die neue Stelle eingetreten ſind. 

(Nr, 6256.) a 8* H. 6. 


Na: | 
Einen Anſpruch auf Zuſchuß aus dem Emeritenfonds haben nur diejenigen 
Geiſtlichen, welche nach Ablauf von wenigſtens Einem Jahre nach erfolgtem 
Beitritt zu dem Fonds in den Ruheſtand treten. 


Der Zuſchuß betraͤgt, wenn der Eintritt in den Ruheſtand erfolgt: 
4) nach Vollendung des erſten Jahres nach geſchehenem Beitritt 30 Rthlr., 


2) nach Vollendung des zweiten Jahres W 60 = 
3) nach Vollendung des dritten Jahres 90 
4) nach Vollendung des vierten Jahres 120 
5) nach Vollendung des fünften Jahres 150 f 
Die Saͤtze gelten für alle betheiligten Geiſtlichen gleichmaͤßig. 
8 | 9 805 


Tritt der Fall ein, daß in einem Jahre mehr zum vollen Zuſchuß von 
150 Rthlr. berechtigte emeritirte Geiftliche vorhanden find, als der Fonds aus 
ſeinen regelmaͤßigen Einnahmen zu befriedigen im Stande iſt, ſo haben nur die 
bereits in den fruͤheren Jahren Emeritirten Anſpruch auf den vollen Zuſchuß 
von 150 Rthlr.; die erſt im letzten Jahre neu Hinzutretenden muͤſſen ſich nach 
Maaßgabe der Leiſtungsfaͤhigkeit des Fonds mit einer Theilung des Ueberſchuſſes 
begnuͤgen. Sie ruͤcken aber nach der Zeitfolge ihrer Emeritirung in die vakant 


werdenden vollen Stellen ein und erhalten ſelbſt, beziehungsweiſe ihre Hinter⸗ 


bliebenen, fuͤr die Zeit der Entbehrung, ſoweit die laufenden Einnahmen dazu 
ausreichen, nachtraͤglich Entſchaͤdigung, wenn der Fonds in beſſere Lage kommt. 
H. 8. 


Die Zahlung des Zuſchuſſes erfolgt vierteljaͤhrlich praenumerando. Sie 
beginnt mit dem erſten Tage des auf den Eintritt der Emeritirung unmittelbar 
folgenden Kalenderquartals und erliſcht mit dem Quartal, in welchem der 
Emeritus ſtirbt, oder das Anrecht auf den Zuſchuß verliert. 


§. 9. 
Der Verluſt des Emeritengehalts zieht auch den Verluſt des Zuſchuſſes 


nach ſich. Wenn ein Emeritus in einem öffentlichen Amte wieder angeſtellt 


wird und das Einkommen der neuen Stelle mit dem ihm verbleibenden Emeriten⸗ 
gehalte und dem Zuſchuſſe zuſammengenommen ſein fruͤheres bei der Emeritirung 


zum Grunde gelegtes Dienſteinkommen tberfleigt, ſo fällt die Zahlung des 


Zuſchuſſes in Höhe des uͤberſchießenden Betrages fort. 


§. 10. 
Wenn ein Emeritus ſeinen Aufenthaltsort im Auslande waͤhlt, ſo muß 


* die 1 


. 35% 


dorthin bei dem Koͤniglichen Konſiſtorium nachgeſucht werden; jedoch erfolgt in 


ſolchen Fallen die Zahlung des Zuſchuſſes nur an dem Orte, an welchem ſich 


die Hauptkaſſe des Fonds befindet. 


Se; 
Die Einnahmen des Fonds find: 
a) die Beitraͤge der Geiſtlichen, : 


b) die Zinſen der aus den nicht verwendeten Einnahmen ſich bildenden 
Kapitalien, . 


c) der Ertrag von Erbſchaften, Schenkungen, Vermaͤchtniſſen und ſonſtigen 


Zuwendungen. 
H. 12. 


Die Beitraͤge der Geiſtlichen werden aus den Einkuͤnften der Stellen 


in zwei Terminen jährlich vorausgezahlt. 
Die Hoͤhe des beitragspflichtigen Dienſteinkommens ſetzt das Konſiſto⸗ 
rium feſt. i 
Jeder Theilnehmer hat Ein Prozent ſeines feſtgeſetzten Dienſteinkommens 
als jaͤhrlichen Beitrag zu dem Penſions⸗Huͤlfsfonds zu entrichten. Iſt eine 
geiſtliche Stelle mit einem Schulamte vereinigt, fo wird die Höhe des Beitrags 
von dem Geſammteinkommen beider Stellen berechnet. i 
Beträge des Dienſteinkommens unter 50 Rthlr. werden nicht gerechnet. 


55 Demgemaͤß find beiſpielsweiſe von einem Dienſteinkommen von 500 bis 549 Rthlr. 


jahrlich 5 Rthlr., von einem Dienſteinkommen von 550 bis 599 Rthlr. jaͤhrlich 


33 Rthlr. zu entrichten. 


$. 13. | 


Bei Vakanzen und während der Gnadenzeit werden die Beiträge aus 
den Einkuͤnften der Stelle gezahlt. 

Wenn gleichzeitig zwei Geiſtliche gemeinſchaftlich die Einkuͤnfte einer 
Stelle genießen, ſo haben beide (Senior und Subſtitut oder Emeritus und Adjunkt) 
0 Berhaͤltniß ihres Antheils an den Einkuͤnften den feſtgeſetzten Beitrag zu 
zahlen. En 


§. 14. 


8 Eine Erſtattung bereits geleiſteter Beiträge findet niemals ſtatt. Geiſtliche, 
welche ihres Amtes entſetzt werden oder daſſelbe niederlegen, ohne dienſtunfaͤhig 
zu fein, oder ein Pfarramt außerhalb der Provinz übernehmen, können daher 


die Erſtattung der von ihnen gezahlten Beiträge nicht fordern. Ebenſowenig 
haben ſie wegen dieſer Beitraͤge einen Anſpruch auf einen Zuſchuß aus dem 
Penſions⸗Huͤlfsfonds. i 

Cr. 62566257.) 8 $. 15. 


die Genehmigung zur Verabfolgung des Zuſchuſſes zu dem Emeritengehalte 


§. 15. 

Das Konſiſtorium der Provinz führt die Direktion und Verwaltung des 
Fonds und vertritt die Anſtalt nach Außen, namentlich bei dem Erwerbe, der 
Verwaltung und Veraͤußerung von Grundſtuͤcken und Kapitalien. 

Sl, 


Gegen die Verfügungen des Konſiſtoriums ſteht den Betheiligten die 
Beſchwerde bei dem Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten offen. 


Berlin, den 13. Januar 1866. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten. 
v. Muͤhler. 


(Nr. 6257.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhoͤchſte Genehmigung der von der Magbe⸗ f 
burger Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft beſchloſſenen Abänderung des H. 24, 
ad 2. des Geſellſchaftsſtatuts. Vom 1. Februar 1866. 


Dis Koͤnigs Maßjeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 15. Januar 
1866. die von der Magdeburger Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft in der General⸗ 
Verſammlung vom 30. Mai 1865, befchloffene Abänderung des H. 24. ad 2. 
des Geſellſchaftsſtatuts zu genehmigen geruht. 5 
Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt der Statuts⸗Aenderung wird durch das 
Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Magdeburg bekannt gemacht werben. 


Berlin, den 1. Februar 1866, 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter 
und öffentliche Arbeiten. des Innern. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6258.) 


(Nr. 6258.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 12. Februar 1866, betreffend die Genehmigung des 
von dem 25. Generallandtage der Oſtpreußiſchen Landſchaft beſchloſſenen 
Zuſatzes zu dem Revidirten Reglement der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 
24. Dezember 1808. 


Alf Ihren Bericht vom 7. d. M. will Ich dem von dem 25. General⸗ 
N der Oſtpreußiſchen Landſchaft beſchloſſenen, in der Anlage formulirten 


Zuſatze zu dem Revidirten Reglement der Oſtpreußiſchen Landſchaft 
vom 24. Dezember 1808. f 5 
hierdurch Meine Beſtaͤtigung ertheilen. 
Dieſer Erlaß iſt nebſt dem Zuſatze durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 
Berlin, den 12. Februar 1866. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 


Zu ſatz 


zu dem 


Revidirten Reglement der Oſtpreußiſchen Landſchaft vom 
24. Dezember 1808. 


Dir der Beleihung zu Grunde zu legende Schaͤtzungswerth eines Gutes 
reſp. Grundſtuͤcks kann auch auf Grund des bei der Grundſteuer⸗Veranlagung 
As Reinertrages nach Maaßgabe folgender Beſtimmungen feſtgeſtellt 
werden: 

a) Der Werth darf nicht über den 30 fachen Betrag des Grundſteuer⸗ 
Reinertrages und auf dieſes Maximum nur unter der Vorausſetzung 
guter Beſchaffenheit der Wirthſchaftsgebaͤude und eines den vor⸗ 
handenen Kulturflächen entſprechenden, vollſtaͤndigen Nutzungs⸗ 
und Betriebs⸗Inventariums beſtimmt werden. 5 

(Nr. 6258.) b) Mit 


b) Mit dem Antrage auf ſolche Beleihung ift außer dem neueſten voll- 

ſtaͤndigen Hypothekenſchein ein amtliches Atteſt tiber den bei der Grund⸗ 

ſteuer⸗Veranlagung ermittelten Reinertrag, nebſt genauer Angabe der 

Größe und Klaſſifikation der Kulturflächen des zu beleihenden Gutes, 

ſowie ein Alteſt uͤber die ſaͤmmtlichen oͤffentlichen Abgaben deſſelben 
von dem Beſitzer der Generallandſchafts⸗Direktion einzureichen. 


c) Das Tax⸗Reviſionskollegium beſtimmt ſodann, nach Unterſuchung der 
PVerhaͤltniſſe an Ort und Stelle durch den Kreis-Landſchaftsrath, auf 
ausfuͤhrlichen motivirten Bericht deſſelben uͤber die Bodenbeſchaffen⸗ 
heit und die allgemeinen Wirthſchaftsverhaͤltniſſe, insbeſondere die Be⸗ 
ſchaffenheit der Gebaͤude, des lebenden und todten Inventariums ıc., 
welcher Werth innerhalb der angegebenen Maximalhoͤhe (30 facher 
Betrag) des bei der Grundſteuereinſchaͤtzung ermittelten Reinertrages 
fuͤr die Beleihung maaßgebend ſein ſoll. | 
Die Unterſuchung der Verhaͤltniſſe durch den Landſchaftsrath 
findet bei Guͤtern, welche an Grundſteuer mindeſtens 100 Rthlr. be⸗ 
zahlen, unter Zuziehung eines landwirthſchaftlichen Kommiſſarius, oder 
eines Landſchaftsdeputirten, oder eines Oekonomiekommiſſarius ſtatt. 

a Das Kollegium iſt dabei berechtigt, falls, nach Lage der beſon⸗ 
deren Umſtaͤnde eines Gutes, der bei der Grundſteuerveranlagung er⸗ 
mittelte Reinertrag nach Anſicht des Kollegiums keinen ſichern Anhalt 
fuͤr die Werthsbeſtimmung bietet, dieſe Werthsbeſtimmung abzulehnen. 


d) Dem Beſitzer bleibt dann uͤberlaſſen, Beleihung auf den Erwerbewerth 
oder Schaͤtzung nach den landſchaftlichen Veranſchlagungsgrundſaͤtzen 
zu beantragen. 5 i . a 

Beides ſteht ihm auch ſonſt frei, falls er es der Beleihung auf 

den nach dieſen Beſtimmungen von dem Tax⸗Reviſionskollegium feſt⸗ 
geſtellten Werth vorzieht. 5 ö 
i Doch kann er auf dieſe Beleihungsart waͤhrend ſechs Jahre 
nicht mehr zuruͤckkommen, ſobald eine Abſchaͤtzung nach den landſchaft⸗ 
lichen Veranſchlagungsgrundſaͤtzen bereits erfolgt iſt. ü 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 5 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). ; 


